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Tag der Arbeit im Barnim
Veranstaltungen in Eberswalde, Bernau und Werneuchen

Auf zum 1. Mai nach 
Eberswalde! 
Von Ralf Kaiser

Traditionell fi ndet die Kundge-
bung zum Tag der Arbeit auf dem 
Eberswalder Marktplatz statt. Um 
10:30 eröffnet der DGB-Kreisver-
band Barnim die Veranstaltung. Die 
Mai-Rede hält die Ministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie des 
Landes Brandenburg, Susanne 
Karawanskij (LINKE). Musi-
kalisch wird die Kundgebung 
durch den Sänger Carly Peran 
sowie einem Schülerchor begleitet. 
Gewerkschaften, Parteien und Ver-
bände laden an ihren Infoständen zu 
Gesprächen ein. Es wird in diesem 
Jahr auch ein Fußball-Schüler-Cup 
geben, zu dem die Grundschulen im 
Landkreis angeschrieben wurden.

Für die Jüngsten steht die Hüpf-
burg zur Verfügung sowie Kinder-
schminken, Tombola und Popcorn.

und Wohnen diskutieren, auch un-
ter dem Aspekt, welchen Einfl uss 
hat Europa, hat die Europapolitik 
auf Bernau.

Alle Bernauerinnen und Bernau-
er sind recht herzlich dazu einge-
laden. Umrahmt wird diese Veran-
staltung natürlich auch mit Musik, 
Kultur und politischer Satire, es 

werden sich Bernauer Vereine 
und Organisationen vorstellen. 
Neben interessanten Gesprächs-
partnern ist natürlich auch für 
das leibliche Wohl gesorgt. Es 
lohnt sich also vorbeizuschauen.

1. Mai in Werneuchen
Von Alexander Horn

In Werneuchen fi ndet traditi-
onell das 1. Mai-Fest von 9 bis 12 
Uhr auf dem Marktplatz statt. 

DIE LINKE Werneuchen-Ah-
rensfelde wird wieder mit einem 
Stand vertreten sein.

250
April 2019: Die 250. Ausgabe der 

Offenen Worte erscheint. 
Zugleich beginnt der 29. 
Jahrgang für die monatli-

che Zeitung der Barnimer 
LINKEN. Ein schöner An-

lass all denen zu danken, 
die seit 28 Jahren Monat für 

Monat ehrenamtlich die Zei-
tung erstellen und verteilen – 

und an alle Leserinnen und Leser, die der 
OW die Treue halten, neu dazukommen 
und durch Spenden ihr Erscheinen sichern.

1. Mai in Bernau
Von Thomas Sohn 

Es ist schon zu einer guten Tra-
dition geworden das sich in Vorbe-
reitung des 1.Mai in Bernau neben 
Gewerkschaftern auch Parteien und 
Vereine zur Vorbereitung und Orga-
nisation zusammenfi nden.

Auch in diesem Jahr wird der 
Erste Mai in Bernau wieder auf dem 
Platz vor dem Steintor von 10 bis 14 
Uhr begangen werden.

EUROPA jetzt aber richtig ist 
dabei der politische Schwerpunkt. 
Wir werden in Form eines Bürgerdi-
aloges gemeinsam über die Fragen 
Grundeinkommen-Mindestlohn, 
Frauenwahlrecht-Rolle der Frau 

Übrigens: Die Dauerausstellung „25 Jahre Offene Worte“ ist im Bernauer Bürgerbüro der LINKEN 
zu sehen. Die Tafeln können auch ausgeliehen werden. 

  Auf die Straße für ein solidarisches & gerechtes Europa!

EUROPA. JETZT
ABER RICHTIG!
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TERMINE & NACHRICHTEN

„Gundermann“
in Panketal

Zur zweiten Vorführung des Films 
„Gundermann“ von Andreas Dre-
sen lädt die Panketaler LINKE am 
12. April um 20 Uhr in den Winter-
garten von LEOS’S Restauration, 
Schönower Straße 59, ein.

Rathausfest
Das traditionelle Rathausfest der Ge-
meinde Panketal findet am 13. April 
von 10 bis 15 Uhr rund um das  Rat-
haus direkt am S-Bahnhof Zepernick 
statt. Außerdem gibt es  Besuchs-
möglichkeiten des Wasserwerks 
und der stillgelegten Mülldeponie in 
Schwanebeck. Die LINKE ist mit ei-
nem Stand vertreten.

Roter Salon
Eine ungezwungene politische 
Gesprächsrunde für LINKE und 
Sympathisanten im Bürgerzen- 
trum Bernau, Berliner Straße 17.  
Nächster Termin: 17. April, 18 Uhr. 

Frühlingsfest
DIE LINKE Panketal lädt am 5. Mai 
ab 14 Uhr auf das Gelände der Ge-
samtschule Zepernick, Schönerlin-
der Straße zu ihrem traditionellen 
Frühlingsfest ein.

Tag der Befreiung
Zum Tag der Befreiung am 8. Mai 
lädt DIE LINKE Wandlitz um 10 
Uhr zur Kranzniederlegung am Sow-
jetischen Ehrenmal in Klosterfelde, 
Hauptstraße, an der B109, ein.

Straßenfest
„Menschlichkeit kennt keine Alter-
native“ ist  das Thema eines Straßen-
festes, das am 11. Mai von 15 bis 22 
Uhr im Bernauer Külzpark stattfin-
det. Organisiert wird es von dem Ber-
nauer „Netzwerk für Weltoffenheit“, 
welches in seinem Selbstverständnis 
für eine von Diversität gekennzeich-
nete, solidarische Gesellschaft steht 
und in seinen Aktivitäten klar Stel-
lung gegen Diskriminierung, Rassis-
mus und Sexismus bezieht. Zudem 
stehen Themen wie Antifaschismus 
und Klimaschutz im Fokus der Zu-
sammenarbeit.  
Projekte, Initiativen, Vereine und 
Einzelpersonen aus der Region stel-
len sich im Vorfeld der Kommunal- 
und Europawahlen am 26. Mai vor. 
Neben einem kulturellen und musi-
kalischen Rahmenprogramm kann 
die Arbeit in den verschiedenen Pro-
jekten präsentiert und ein Austausch 
zwischen den Akteur*innen sowie 
mit Interessierten statt finden.

Tino Eisbrenner 
in Klosterfelde

Am 18. Mai kommt Tino Eisbren-
ner mit seinem Programm „Das Lied 
vom Frieden“ nach Klosterfelde in 
die Gaststätte „Zum tapferen Schnei-
derlein“, Klosterfelder Hauptstraße 
70. Veranstaltet wird dieser Abend 
von DIE LINKE Wandlitz. 
Rückfragen an: 
czok-alm@dielinke-barnim.de.

Car-Sharing
Die Einführung einer so genannten 
„Pampa-App“ beantragten die Grü-
nen auf dem Kreistag am 6. März. 
Auf Antrag der LINKEN wurde der 
Antrag insofern modifiziert, dass die 
Kreiswerke prüfen sollen, ob im Rah-
men ihres Pilotprojektes Car-Sharing 
zur Förderung der Elektromobilität 
die Einführung einer solchen App 
möglich und erforderlich ist.

Der „Equal Pay Day“ 
fiel in diesem Jahr auf den 18. März. 
Er markiert symbolisch den Tag des 
Jahres, ab dem Frauen beginnen, 
Geld zu verdienen. Denn noch immer 
verdienen Frauen im Durchschnitt 21 
Prozent weniger als Männer. Viele 
Mitglieder der LINKEN beteiligten 
sich an den Aktionen dieses Tages in 
Brandenburg.

Kostenfreier Nahverkehr 
für Schüler? 

Schülerinnen und Schüler sollen im 
Barnim weiter finanziell entlastet 
werden, das beantragte die LINKE 
auf dem Kreistag am 6. März. Dazu 
wird nun die Kreisverwaltung drei 
verschiedene Varianten prüfen. Die 
von den LINKEN bevorzugte Mög-
lichkeit ist die kostenfreie Nutzung 
des Öffentlichen Personennahver-
kehrs mit einem gültigen Schüler-
ausweis: neben höchster Entlastung 
steht hier auch der verwaltungstech-
nisch geringste Aufwand. Die Ent-
scheidung dazu soll im Rahmen der 
Haushaltsberatungen 2020 erfolgen.

Zukunft für Stahlwerker 
Die Konzernleitung von ArcelorMit-
tal plant umfangreiche Umstrukturie-
rungen. Was das für das Hüttenwerk 
in Eisenhüttenstadt mit rund 1.500 
Stahlwerkerinnen und Stahlwerkern 
bedeutet, steht noch nicht fest. „Für 
die LINKE ist klar,  dass der Erhalt 
des Stahlwerks für die gesamte Re-
gion von Bedeutung ist  – vor allem 
natürlich für die Beschäftigten. Dafür 
werden wir kämpfen!“, erklärte Se-
bastian Walter, Spitzenkandidat der 
LINKEN für den Landtag, vor Ort in 
Eisenhüttenstadt.
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Von Wolfgang Kraffczyk

Er wuchs bei seinen Großeltern 
in Ostberlin auf, geprägt durch die 
antifaschistische Grundeinstellung 
des ehemaligen KZ-Häftlings und 
späteren Mitglieds des Politbüros 
des ZK der SED Karl Schirdewan, 
seines Großvaters, der 1958 mit sei-
ner Forderung nach Überwindung 
des Stalin-Kults in Ungnade fiel 
und seiner Ämter enthoben wurde. 
Dr. Martin Schirdewan, der Enkel, 
war am 10. März zu Gast im Ber-
nauer Treff 23, bei „Offene Worte 
mit Dagmar Enkelmann“. Er erlebte 
die politische „Wende“ in der DDR 
während seiner Schulzeit. Später 
studierte er Politikwissenschaften, 
schrieb seine Dissertation zur Politik 
linker Parteien in Europa. Er arbei-
tete einige Jahre als Redakteur bei 
verschiedenen Zeitschriften, wurde 
Mitarbeiter beim Bundestagsabge-
ordneten Roland Claus und letztlich 
bei der „Rosa-Luxemburg-Stiftung“. 
Seit 2017 ist er Abgeordneter des 
Europaparlaments und führt jetzt die 
Kandidatenliste der LINKEN für die 
Europawahl mit an. 

Um Europa ging es dann auch 
vorrangig: Wie sind die Chancen 
für die LINKEN bei der anstehen-
den Wahl? Ist mit einer Stärkung der 
rechten Kräfte zu rechnen? Welche 
Konsequenzen ergeben sich aus dem 
Brexit? Und wie ist die Haltung der 
LINKEN zur EU insgesamt?

Martin Schirdewan machte kei-
nen Hehl daraus, dass es in der LIN-
KEN unterschiedliche Positionen 
zur EU gibt. Grundsätzliche Kritik 
an den EU-Institutionen und ihrer 
Politik trifft auf das Bestreben zur 
Mitgestaltung der europäischen In-
tegration mit einer stärkeren sozialen 
Ausrichtung und weiteren Demokra-
tisierung. Der Europa-Parteitag Ende 
Februar habe gezeigt, dass Auseinan-
dersetzungen dazu aber „kulturvoll“ 
verlaufen. Das Wahlprogramm der 
LINKEN wurde mit nur wenigen 
Gegenstimmen angenommen. 

Schirdewan zeigte sich über-
zeugt, dass es gerade jetzt, da sich 
die Gefahr einer erneuten atoma-
ren Aufrüstung abzeichnet und sich 
Konfliktsituationen mehren, einer 
starken europäischen Linken bedarf. 
Es gebe die berechtigte Hoffnung, 

dass die Fraktion GUE/NGL, zu der 
auch die Abgeordneten der LINKEN 
gehören, gestärkt aus der EU-Wahl 
hervorgehen könnte. Es werde da-
mit gerechnet, dass weitere Parteien 
des linken Spektrums dazu stoßen. 
Ein verändertes Kräfteverhältnis im 
EU-Parlament könnte dazu beitra-
gen, dass grundsätzliche Reformen 
z. B. zur Stärkung sozialer Rechte 
und der Rechte von Arbeitnehmern 
durchgesetzt werden. Das Parla-
ment müsse das Recht auf eigene 
Gesetzesinitiativen erhalten. Bislang 
kann das EU-Parlament Vorschläge 
der EU-Kommission nur annehmen 
oder ablehnen. Zudem müsse das 
Vetorecht des Europarates gestrichen 
werden. Aber auch die national-kon-
servativen Kräfte gehen nach Ein-
schätzung von Schirdewan zuneh-
mend in die Offensive. Es sei das 
Bestreben zur engeren Kooperation 
und besseren organisatorischen Ver-
zahnung zu verzeichnen. Letztlich 
kann auch der „Brexit“ in diesem 
Kontext gesehen werden. Enttäusch-
te Hoffnungen der Bürger*innen be-
züglich der europäischen Integrati-
on, aber auch die „Flüchtlingskrise“ 

führen zur Stärkung nationalistischer 
Tendenzen. Dabei werden die Fol-
gen weitgehend ausgeblendet. Allein 
in der BRD sind durch den Austritt 
Großbritanniens 120.000 Arbeits-
plätze betroffen und die Grundrechte 
von 5 Millionen Arbeitskräften be-
droht. Voraussichtlich wird zudem 
die britische Regierung nach dem 
EU-Austritt die Steuern senken, was 
dem Steuersenkungswettbewerb in 
Europa Tür und Tor öffnet.

Abschließend fasste Dr. Schirde-
wan die Kernthesen der LINKEN zur 
EU zusammen:
w Rund 50 Millionen Bürger*innen 
sind in der EU arm. Die EU muss so-
zialer werden. 
w Es muss endlich Steuergerechtig-
keit in der EU hergestellt werden.
w Die EU muss eine konsequente 
Friedens- und Entspannungspolitik 
betreiben.
w Klimaschutz und Energiewende 
müssen zu einem zentralen gemein-
samen Anliegen der EU werden.
Damit traf Martin Schirdewan auf 
einhellige Zustimmung des Publi-
kums, das den Gast mit herzlichem 
Applaus verabschiedete.

OW-Beitrag/wk

Drängende Probleme der Stadt 
und Kuriositäten aus Politik und Par-
lamentsarbeit wurden auch bei der 
10. Auflage des Politischen Ascher-
mittwochs humorvoll zur Sprache 
gebracht oder zu bekannten Melodi-
en gesungen. 

Natürlich wurden „Straßenaus-
baubeiträge“ nicht ausgelassen. 
Dazu gab es die „99sten Sondersit-
zung der Stadtverordnetenversamm-
lung (SVV)“, zu der es 6 gegensätz-
liche Anträge gab: für den Erhalt der 
Beiträge, die Abschaffung, die Erhö-
hung, die Senkung und schließlich 

„Modellprojekte“. Mit einem Seiten-
hieb auf die Linksfraktion im Land-
tag, die in dieser Frage „umgefallen“ 
sei, endete die Szene.

Thematisiert wurde auch die sich 
in der Stadt zuspitzende Verkehrs-
problematik. Eindrucksvoll in die-
sem Zusammenhang die Szene zum 
Schienenersatzverkehr: In überfüll-
ten Bussen komme man sich durch-
aus näher.

Ein Höhepunkt des Abends war 
der Streit zwischen den Ortsteilen: 
„Börni“, „Ladi“, „Schöni“, „Waldi“, 
„Lobi“ und die „3 Birken“ brachten 
ihre Wünsche und Forderungen – 
Supermarkt, Radwege, Windräder, 

neue Straßen, Gemeindehäuser ge-
genüber der „Sonne“ (SVV) zum 
Ausdruck, wurden aber von ihr an 
den „König“, Bürgermeister André 
Stahl, verwiesen.

Besonderen Applaus erntete das 
„Ballett für Bernau“. Die Solisten 
Burkhard Seeger, Marek Lipp, Mat-
thias Holz, Wolfgang Kirsch und Mi-
chael Junghans demonstrierten, dass 
Bernau kulturvoll ist.

Amüsant war auch die Übertra-
gung des Fußballspiels „FC Bundes-
tag (gesponsert von der deutschen 
Automobilindustrie) gegen USA“ bei 
der „Parlamentsweltmeisterschaft“. 
Hervorgehobene Spieler: Donald 

Trump -„Er zieht die Fäden im Mit-
telfeld, ist der Chef der Verteidigung 
und im Sturm der Vollstrecker“; Gre-
gor Gysi als „gelernter Zonenver-
teidiger“; die Flügelspieler Robert 
Habeck und Annalena Baerbock, die 
„permanent die Seiten wechseln“; 
Merkel, die „böse vom grobschläch-
tigen Horst Seehofer abgegrätscht“ 
wird; Björn Höcke mit der Nummer 
88, der in Streit mit Franz J. Strauß 
ob der „am weitesten rechten Positi-
on“ gerät; Markus Söder, der als Tor-
wart „keinen rein lässt“, und letztlich 
Sahra Wagenknecht, die „im Abseits 
steht“ und versucht, die „Besucher 
zum Aufstehen zu bewegen“.

Stärkung sozialer Rechte in Europa
Dr. Martin Schirdewan führt die Kandidatenliste der LINKEN zur Europawahl an 

und wurde im März bei „Offene Worte mit Dagmar Enkelmann“ interviewt

Keiner 
schiebt 

uns weg!
Zum 10. Mal lud die 

Bernauer Stadtfraktion 
der LINKEN am 6. März 

zum Politischen 
Aschermittwoch. 

Die zahlreichen Gäste 
füllten in diesem Jahr die 

Stadthalle.

Szenenbild vom 
Pollitischen 
Aschermittwoch
Foto: fm



4 April 2019   Offene WorteKOMMUNALWAHL: 26. MAI 20194

Am 26. Mai: LINKE in den Kreistag
9 Wahlkreise gibt es im Barnim für die Wahlen zum Kreistag. 

Hier finden Sie die Kandidatinnen und Kandidaten der LINKEN.

Gleichwertige Lebensbedingungen im Barnim
LINKE: Der Landkreis Barnim hat inzwischen wieder viele kommunale Unternehmen.
Mit ihnen können Erträge für die Einwohnerinnen genutzt werden, erklärt Lutz Kupitz.

Im März fand die letzte Sitzung 
des Kreistages in dieser Wahlpe-
riode statt. Was hat die LINKE in 
den letzten 5 Jahren im Kreistag 
erreicht?

Mit einem Förderprogramm von 10 
Millionen Euro hat der Landkreis 
Barnim aus eigener Kraft die länd-
lichen Regionen innerhalb unserer 
Region unterstützt – damit haben wir 
uns von lokalem Egoismus verab-
schiedet.
Kommunale Betriebe zu stärken und 
neue Geschäftsfelder zu erschließen 
war ein weiteres Ziel für uns. Konti-
nuierlich haben wir daran gearbeitet, 
die Qualität der Gesundheitsversor-
gung durch die kreiseigene Gesund-
heitsholding GLG auszubauen. Dazu 
wurden auch Investitionen aus dem 
Kreishaushalt getätigt. 

Auch der öffentliche Nahverkehr 
wird durch ein kommunales Un-
ternehmen betrieben ...

Ja, durch eine gründliche Vorberei-
tung konnten wir sichern, dass die 
europaweit ausgeschriebene Vergabe 
von Verkehrsleistungen wieder an 
die kreiseigene Barnimer Busgesell-

schaft erfolgte. 
Zur Unterstüt-
zung des öffent-
lichen Nahver-
kehrs wurden 
in den einzelnen 
Haushaltsjahren 
immer zusätzli-
che Gelder ein-
gestellt.  
An der Erarbei-
tung eines Bar-
nimer Radwe-
geprogramms 
haben wir mit-
gewirkt. Dabei 
war uns wich-
tig, den Schul- 
und Alltagsver-
kehr als oberste 
Priorität beim 
Ausbau festzuschreiben.

Seit 2016 gibt es Energiewerke im 
Barnim. Warum?

Die Gründung kreislicher Energie-
werke war eines unserer Hauptziele, 
um regionale Wertschöpfung und 
mögliche Erträge aus der Energie-
produktion auch kommunal nutzen 

Wahlkreis IX 
Amt Biesenthal-Barnim (Sydower Fließ, Melchow, Brey-
din), Amt Britz-Chorin-Oderberg, Amt Joachimsthal:

Wahlkreis I 
 Eberswalde (Nordend, Stadtmitte, 
Ostend, Sommerfelde, Tornow, 
Spechthausen):
Prof. Alfred Schultz, Veiko Kunkis,
Michael Wolff, Volker Passoke
Paul Doormann, Ricardo Apel

Wahlkreis II
Eberswalde (Westend, Brandenburgisches Viertel, Finow, 
Clara-Zetkin-Siedlung): Sebastian Walter, Ulrike Glanz,
Hans-Jürgen Müller, Veit Seefeld, Ralf Kaiser

Wahlkreis III
Bernau (Lindow, Eichwerder, 
Friedensthal, Bernau-Süd, Lobetal, 
Ladeburg, Börnicke, Schönow:
Lutz Kupitz, Michelle Petroll, 
Dominik Rabe,
Thomas Sohn, Matthias Holz

Wahlkreis IV
Bernau (Stadtzentrum, Nibelungen, 
Birkenhöhe, Blumenhag, Rehberge, 
Waldfrieden, Rutenfeld, Birkholz, 
Birkholzaue, Waldsiedlung, Panke-
born, Gieses Plan):
Sylvia Pyrlik, Christine Poppitz,
Carsten Schmidt, Irene Köppe,
Søren-Ole Gemski

Wahlkreis VII
Panketal: Sigrid Harder, Dominik Przywara, Eva Schmidt, 
Jürgen Schneider, Ines Pukall, Thomas Stein, Frank Willimzik

Wahlkreis V
Werneuchen, Ahrensfelde-Blumberg: 
Alexander Horn, Burckhardt Ackermann, Karen Mohr, 
Klaus Springer, Holger Schulze

Ralf Christoffers, 
Sebastian Oehmicke, 
Henry Pepinski, Pascal Heinrich

Wahlkreis VIII 
Gemeinde Schorfheide, Amt Biesenthal-Bar-
nim (Stadt Biesenthal, Marienwerder, Rüdnitz):
Dirk Siebenmorgen,
Katrin Severin, Stefan Wegener,
Lena Bonsiepen, Margitta Mächtig

Wahlkreis VI
Wandlitz: Kerstin Berbig, 
Isabelle Czok-Alm,
Gabriele Bohnebuck, Frank Bergner

zu können. Die Ge-
sellschaft ist mitt-
lerweile Bestandteil 
der Kreiswerke Bar-
nim, bei der auch die 
Abfallentsorgung in 
kommunaler Verant-
wortung liegt. 

In den letzten Jah-
ren wechselten wei-
tere weiterführen-
de Schulen von den 
Gemeinden in die 
kreisliche Träger-
schaft. Warum?

Weil wir Schulstand-
orte erhalten und 
ausbauen wollen. 
Mit dem Wechsel 
zum Kreis konnten 

wir sichern, dass die Lernbedingun-
gen an den kreisgeleiteten Schulen 
durch Investitionen weiter verbes-
sert wurden. Das ist noch nicht ab-
geschlossen, da zum Beispiel Wer-
neuchen noch über die Abgabe ihrer 
Schulträgerschaft an den Kreis dis-
kutieren und der Kreis in Bernau 
eine neue Schule baut.

Und im sozialen Bereich ...

... haben wir die Schulsozialarbeit 
verbessert, an der Erarbeitung ei-
nes Teilhabeplanes mitgewirkt, eine 
Überarbeitung der Richtlinie für die 
Kosten der Unterkunft vorgenom-
men. Der Landkreis stellt kostenfrei 
Schulmilch an den Barnimer För-
derschulen bereit und unterstützt die 
Barnimer Willkommensinitiativen. 

Welche Themen sind der LINKEN 
für die nächste Jahre wichtig?

Die Themen ergeben sich aus der 
Arbeit der letzten Wahlperiode. 
Schwerpunkte für uns bleiben der 
Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs, Investitionen in die Barnimer 
Schulen und die Förderung ländli-
cher Regionen. Ziel ist es, einen kos-
tenlosen Schülerverkehr zu etablie-
ren. Wir wollen Instrumente finden, 
wie der Kreis die Kommunen bei der 
Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum unterstützen kann.
DIE LINKE sieht die Hauptaufgabe 
des Kreises darin, seiner Ausgleichs-
funktion nachzukommen, um in allen 
Kommunen des Kreises gleichwerti-
ge Lebensbedingungen zu schaffen.

Lutz Kupitz, Vorsitzender der Kreis-
tagsfraktion der Barnimer LINKEN
Foto: v. Dühren
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„Die SPD/LINKE-Koalition wird 
das Problem lösen“

Im Land Brandenburg wird die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge diskutiert. Städte und Gemeinden 
erheben sie. Es gibt soziale Härten, aber auch Vorteile für Grundstückseigentümer. Andere Bundesländer 

diskutieren, die Abschaffung wieder rückgängig zu machen. Einfache Lösungen gibt es nicht. 
Im Gespräch: Sebastian Walter, Isabelle Czok-Alm und Ralf Christoffers.

Diese drei Barnimer LINKEN kandidieren für den Kreistag, der am 
26. Mai gewählt wird: v.l.n.r.: 

Sebastian Walter, Wahlkreis II; siehe Seite 4 
Ralf Christoffers, Wahlkreis IX; siehe Seite 4
Isabelle Czok-Alm, Wahlkreis VI; siehe Seite 4

Alle drei stehen auch am 1. September als Direktkandidaten für 
den Landtag zur Wahl, und zwar Sebastian Walter im Wahlkreis 13,
Ralf Christoffers im Wahlkreis 14, Isabelle Czok-Alm im Wahlkreis 15.

Im April liegt dem Landtag zur Entscheidung vor: 
Übernahme der Straßenausbaubeiträge

Es wird ein gesonderter Fonds in Höhe von 100 Millionen Euro ange-
legt, um die jährlichen Kosten von rund 30 Millionen Euro finanzieren zu 
können. 

Der Stichtag zur Abschaffung der Straßenausbaubeiträge soll der 1. 
Januar 2019 sein. Das bedeutet: Alle bis dahin nicht abgeschlossenen Bau-
vorhaben fallen unter die geänderten Regelungen. Von da an übernimmt 
das Land die Kosten der Straßenausbaubeiträge, die zuvor auf die Grund-
stückseigentümer umgelegt worden wären. Die Kommunen erhalten dafür 
eine Pauschale als Ausgleich. Zusätzlich wird es zur Sicherung der Konne-
xität* eine Klausel geben, die bei einem überdurchschnittlichen Aufwand 
zum Straßenausbau sicher stellt, dass auch finanzielle Mittel über die Pau-
schale hinaus bereit gestellt werden können. 

Im März fand eine Anhörung im 
Innenausschuss des Landtages 
statt, die sich mit den Straßenaus-
baubeiträgen beschäftigte. Was 
war der Inhalt?

Ralf Christoffers: Die Volksini-
tiative für die Abschaffung der Stra-
ßenausbaubeiträge hat den Landtag 
mit rund 100.000 Unterschriften 
beauftragt, sich mit dem Thema zu 
beschäftigen – im Übrigen haben 
sich sehr viele Mitglieder der LIN-
KEN daran beteiligt. Bereits seit 
März 2018 debattieren aber auch die 
Fraktionen und Ausschüsse dazu, das 
war auch den Initiatoren der Volksi-
nitiative bekannt, denn es stellt sich 
inzwischen in vielen Bundesländern 
die Frage: Soll man Straßenausbau-
beiträge – damit eine finanzielle Be-
lastung für Grundstückseigentümer 
– abschaffen?

Worum geht es dabei?

Isabelle Czok-Alm: Seit rund 
150 Jahren gibt es Beiträge zur Un-
terhaltung von kommunalen Straßen, 
die durch Anlieger zu zahlen sind. 
Heute wird unterschieden zwischen 
Erschließung, also dem Neubau ei-
ner Straße, und dem Ausbau, also 
der Erneuerung einer Straße. Gene-
rell entscheiden Kommunen, welche 
Straßen zu erschließen oder auszu-
bauen sind und können dazu bis zu 
90 Prozent der Kosten auf die Grund-
stückseigentümer umlegen. Wichtig 
wäre hier ein Mitbestimmungsrecht. 
Mieter werden an den Kosten nicht 
beteiligt. 

Sebastian Walter: Die Kom-
munen haben landesweit sehr ver-

schiedene Regelungen. Hier sieht 
man auch Unterschiede in den Ver-
mögensverhältnissen. Dass Straßen 
erschlossen werden, ist inzwischen 
eigentlich nur bei neuen Wohngebie-
ten der Fall. In den 1930-er Jahren 
wurden tausende Kilometer Straßen 
erschlossen, dafür wurde bereits 
„Pflastergeld“ bezahlt. Wenn dies der 
Fall ist – also in der Vergangenheit 
bereits Erschließungsgeld gezahlt 
wurde, geht es um Straßenerneue-
rungen, dann fallen Ausbaubeiträge 
an. 

Was plant die SPD/LINKE-Lan-
desregierung?

Ralf Christoffers: Die  Koali-
tion will die Beiträge abschaffen. 
Die Erwartungen sind hoch. In den 
Kommunen wird abgewartet, weil 
keiner mehr ein Straßenbauprojekt 
in Angriff nimmt, bis das Land eine 
Entscheidung trifft... 

Sebastian Walter: Viele Kom-
munen haben mit ihren eigenen 
Satzungen zum Straßenausbau Un-
gerechtigkeiten und Härtefälle verur-
sacht. Weil es hier aber keine schnel-
le Abhilfe geben wird, begrüße ich 
die Abschaffung der Straßenausbau-
beiträge. Auch, wenn ich nicht will, 
dass wir mehr Geld in Beton als in 
Köpfe investieren ...

Ralf Christoffers .... das Land 
ist aber insofern zuständig, dass es 
mit dem Kommunalabgabengesetz 
(KAG) die Erhebung oder Abschaf-
fung von Straßenausbaubeiträgen 
entscheidet. Im Rahmen des gelten-
den KAG haben die Kommunen die 
Beitragserhebung sehr unterschied-

lich  gehandhabt. Die jetzt als un-
gerecht empfundene Situation muss 
das Land nun lösen. 

Isabelle Czok-Alm: Ich wohne 
z.B. in Klosterfelde am Ende einer 
Straße, an der es nur Anlieger gibt. 
Schäden an der Straße entstehen 
durch schwere landwirtschaftliche 
oder andere betriebliche Fahrzeuge 
– bezahlen würden den Ausbau aber 
die Anlieger ... Es sind viele Einzel-
heiten, die die Betroffenen zu Recht 
aufregen. Je ländlicher das Gebiet, 
umso mehr trifft man auf Eigentümer 
mit großen Grundstücken – die diese 
traditionell besitzen. Weder steht hier 
der Grundstückswert noch das Ein-
kommen der Eigentümer in irgendei-
nem Verhältnis zu den Beiträgen, die 
man für einen Straßenausbau bezah-
len muss.

Ralf Christoffers: Dennoch gibt 
es auch andere Wege: In Bernau z.B. 
will Bürgermeister André Stahl die 
Anwohner befragen, ob sie eine Stra-
ße ausgebaut haben wollen und wenn 

ja, in welchem Umfang.
Und es muss auch heute bereits 

bestimmte Härten, die die Stimmung 
gegen Straßenausbaubeträge anhei-
zen, einfach nicht geben. Stundung, 
Erlass, die Höhe der Beiträge kann 
bereits jetzt angepasst werden. 

Um auf die Lösung zurückzukom-
men: Wie soll sie aussehen? Und 
wie kann das Land die Kosten 
tragen, mit denen die Städte und 
Gemeinden ja letztlich entlastet 
werden?

Sebastian Walter: Es wird vier 
Modelle für die Finanzierung geben 
(siehe Kasten) – und soziale Här-
ten sollen ausgeschlossen werden. 
Dennoch bedeutet dies im Um-
kehrschluss: Wenn der Landtag der 
Volksinitiative stattgibt, wird die Ab-
schaffung der Straßenausbaubeiträ-
ge umgedreht andere soziale Härten 
nach sich ziehen. Denn die anvisier-
ten 30 Millionen Euro jährlich ent-
fallen für andere Projekte.

*Verpflichtung des Landes, bei gesetzlichen Leistungen, die das Land 
festlegt und den Kommunen überträgt, die Kosten zu übernehmen.
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Von Klaus Kleinmann

Wenn in Deutschland Geld für so-
ziale Maßnahmen bereitgestellt wer-
den soll, heißt es von interessierter 
Seite meist, dafür sei kein Geld da. 
Beispiel: Hubertus Heil, der Arbeits- 
und Sozialminister, will die Renten 
für Geringverdiener auf knapp 900 
Euro monatlich aufstocken, was für 
die Betroffenen immerhin die Alters-
armut ein wenig lindern könnte. Die 
CDU hält das für „nicht finanzier-
bar“. Wirklich nicht? 

Bis auf den heutigen Tag verges-
sen konfessionell gebundene Poli-
tiker gerne das astronomische Leck 
im Staatshaushalt, aus dem pro Jahr 
zweistellige Milliardenbeträge an 
die Großkirchen fließen. Diese sind 
offenbar sehr wohl finanzierbar. Sie 
werden auf politischer Ebene kaum 
je in Frage gestellt, zumal eine be-
trächtliche Zahl der Abgeordneten 
mit der Kirche verbandelt ist, und 
die Kirche durch sie ihre Lobbyisten 
in jedem Gremium und in jedem Ge-
setzgebungsverfahren sitzen hat. 

Wenn man fragt, auf welcher 
rechtlichen Basis diese Zahlungen 
stehen (siehe unten stehende Über-
sicht), muss man teilweise weit zu-
rückschauen: Im Jahre 1803 erklär-
ten die deutschen Landesfürsten, 

dass der Kirche Entschädigungen für 
ihre im Rahmen der napoleonischen 
Kriege säkularisierten Besitztümer 
zustehen. Bis heute pocht die Kir-
che auf Einhaltung dieser Verträge, 
obwohl mittlerweile gut 200 Jahre 
vergangen sind. 

In den östlichen Bundesländern 
bekommt das ein ganz besonderes 
Geschmäckle: Die DDR hatte sich 
von diesen Verpflichtungen losge-
sagt, zahlte dennoch in 41 Jahren 
rund 630 Millionen Mark, wovon 93 
Prozent an die Evangelische Kirche 
gingen, die übrigen Beträge an an-
dere Glaubensgemeinschaften. Nach 
der Wende setzten die neuen Bundes-
länder die Kirche wieder in ihre alten 
Rechte ein, so sah es der Einigungs-
vertrag vor. 

Und so zahlen sie denn. Das Land 
Berlin hatte in seinem Haushaltsplan 
für 2008 eine Gesamtsumme von 71 
Millionen Euro für kirchliche Zwe-
cke ausgewiesen. In Brandenburg 
– so recherchierten die OFFENEN 
WORTE im November 2013 – ist 
seit 1996 der Kirchenstaatsvertrag 
zwischen dem Land und den evange-
lischen Landeskirchen in Kraft, wo-
nach das Land unter anderem für das 
Kirchenregiment und die Pfarrbesol-
dung und -versorgung einen Gesamt-
zuschuss zahlt, der jährlich entspre-

chend der Besoldungsregelungen für 
Beamte dynamisiert wird. Für 2014 
betrug der Zuschuss dafür gut 10,7 
Millionen Euro. Klagen dagegen 
wurden höchstrichterlich abgelehnt.  
Die Pfarrbesoldung und -versorgung 
läuft also weiter.

Für die Beendigung von Kirchen-
patronaten dagegen initiierte Bran-
denburgs früherer Finanzminister 
Helmuth Markov (LINKE) eine Ver-
einbarung, die deren Ende besiegelt. 
Darunter fallen auch Kirchenbau-
lasten. In der Vereinbarung hat man 
sich auf einen Gesamtbetrag von 
22,265 Millionen Euro geeinigt, der 
beginnend ab 2015 in 10 Jahresraten 
unverzinst vom Land Brandenburg 
an die Evangelische Kirche Mittel-
deutschland.

Unabhängig davon gibt es jähr-
lich Geld im mehrstelligen Millio-
nenbereich vom Land zur Sicherung 
kirchlicher Bauten, die aber als Kul-
turdenkmäler unterstützt, und damit 
gleichbehandelt werden wie Schlös-
ser und Herrenhäuser oder Dörfer 
mit historischen Dorfkernen. Dazu 
zählt das Domstift Brandenburg, in-
dem zugleich das Landesarchiv und 
Teile des Archäologischen Muse-
ums untergebracht sind, das Kloster 
Lehnin und der Stifte Lindow, Mari-
enfließ und Zehdenick und das Klos-

ter Neuzelle – bei letzterem wird 
zum Beispiel die Bausubstanz mit 
Landesmitteln erhalten, aber nicht 
der seit 2018 neu wieder zum Leben 
erweckte Klosterbetrieb unterstützt.

Mit dem Heiligen Stuhl – also der 
Katholischen Kirche – schloss Bran-
denburg im November 2003 einen 
Staatskirchenvertrag ab, der Gesetze 
von 1929 und 1933 erneuert. Neben 
den Rechten der Kirche unter ande-
rem im Bildungswesen und Körper-
schaftsrecht sind hier auch Zahlun-
gen des Bundeslandes geregelt. 

Zudem erledigen Brandenburgs 
Finanzämter das Inkasso der Kir-
chensteuer, dafür zahlen die Reli-
gionsgemeinschaften eine Verwal-
tungskostenentschädigung in Höhe 
von 3 Prozent des Aufkommens der 
Kirchensteuer und sparen sich die 
erheblich höheren Kosten für die ei-
gene Eintreibung. Die Kirchensteuer 
kommt im übrigen schon seit über 60 
Jahren nicht mehr den kirchlichen 
Gemeinden direkt zugute. Das Geld 
geht an die Diözesen und wird von 
dort an die Gemeinden verteilt. Das 
erklärt, weshalb manche Gemeinden 
kaum das Nötigste finanzieren kön-
nen – trotz hoher Einnahmen insge-
samt. 

(Wird fortgesetzt.)

Im folgenden Artikel geht es nicht um Religion, nicht um Glauben 
oder Gläubige, sondern darum, dass sich die Institution Kirche neben 
dem Staat als eine Art rechtseigener Raum etabliert hat. Sie wird vom 
Staat – und damit von allen, ob gläubig oder nicht, ob Muslim, Jude, 
Christ oder Atheist – so stark finanziert, dass man an der Trennung von 
Kirche und Staat zweifeln muss. Und dabei geht es um reine Kirchenfi-
nanzierung, nicht um Aufgaben in freier Trägerschaft.

Anlass für die erneute OW-Recherche zu diesem Thema ist ein 
100-jähriges Jubiläum: Die Weimarer Reichsverfassung (WRV) von 
1919 regelte, dass es keine Staatskirche gibt und dass Religions- und re-

ligionsfreie Weltanschauungsgemeinschaften gleichberechtigt sind. Die 
finanziellen Verflechtungen von Staat und Kirche sollten mit einem Rah-
mengesetz aufgelöst und die historisch bedingten, direkten Staatsleis-
tungen der Länder an die Kirchen beendet werden. Dieser Ablösebefehl 
wurde im Mai 1949 mit Artikel 140 im Grundgesetz verankert – jedoch 
bis heute von Bund und Ländern missachtet. Der Staat (bis auf die Län-
der Bremen und Hamburg) leistet Jahr für Jahr Dauerzahlungen an die 
Kirchen, die ihnen zur freien Verfügung überwiesen werden. Branden-
burg hat im Jahr 2013 unter Finanzminister Helmuth Markov (LINKE) 
eine 10-jährige Ablösevereinbarung getroffen. 

Mission Mammon?
Zum 100. Mal jährt sich die deutsche Verfassungsaufforderung, Kirche und Staat finanziell zu 

trennen. Aber noch immer belasten 200 Jahre alte Verträge zwischen Kirche und Staat 
vor allem die Bundesländer mit Millionenbeträgen jedes Jahr.

Quellen: 
http://www.
stop-kirchensub-
ventionen.de/

Carsten Frerk, 
Violettbuch 
Kirchenfinanzen, 
Aschaffenburg 
2010

http://www.theolo-
ge.de/kirchensub-
ventionen_stopp.
htm

www.staats-
leistungen.de
(Website von Dr. 
Carsten Frerk)

Kirchenstaatsver-
trag Brandenburg
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Wenn wir am 26. Mai unsere 
Kreistags- und Stadtverordneten, 
unsere ehrenamtlichen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter, Gemeindevertretungen und 
Ortsbeiräte wählen, dann wissen 
die meisten Menschen, wofür die 
Kandidatinnen und Kandidaten 
stehen. Aber „die da in Brüssel“, 
die Europa-Abgeordneten, sind für 
viele ganz weit weg. Wie sehen Sie 
das nach 10 Jahren im Europapar-
lament?

Brüssel ist viel näher an Bran-
denburg als viele denken. Schließlich 
bin ich selbst Brandenburger und 
habe hier auch einen meiner beiden 
Wahlkreise. Dadurch spüre ich ganz 
unmittelbar, wie das Europäische 
Parlament vor Ort wirkt. So wird 
etwa in der Euro-Region Spree-Nei-
ße-Bober die Wiederherstellung und 
Pflege von historischen Parkanlagen 
aus EU-Mitteln unterstützt. Die Stadt 
Brandenburg sanierte mit Hilfe des 
Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung Teile ihrer Havelufer-
promenaden. Beide Maßnahmen 
kommen sowohl dem Tourismus als 
auch der Lebensqualität der Bewoh-
nerinnen und Bewohner zugute. Oder 
nehmen wir die Hochschulen: Die 
EU fördert ein Projekt an der Tech-
nischen Universität Cottbus-Senften-
berg, bei dem erforscht wird, inwie-
weit Sonnenenergie in Elektroautos 
gespeichert werden kann. Dass in die 

Sanierung und einen modernen An-
bau im Stadtcampus der Hochschu-
le Eberswalde ebenfalls EU-Gelder 
geflossen sind, ist inzwischen wahr-
scheinlich gar nicht mehr präsent. 

Allen, die mehr wissen wollen, 
empfehle ich eine aufschlussreiche 
Internetseite: www.das-tut-die-eu-
fuer-mich.eu. Hier ist sehr detailliert 
aufbereitet, was aus EU-Mitteln in 
den letzten Jahren vor Ort bewirkt 
und unterstützt wurde.

Das hört sich gut an. Aber wenn 
die EU Projekte vor Ort finanziert 
bzw. mitfinanziert werden: Wel-
cher Handlungsspielraum bleibt 
da für die Kommunen? 

Es ist falsch 
zu glauben, dass 
das Europäische 
Parlament in je-
des Detail „rein-
regieren“ will. 

Das Europä-
ische Parlament 
gibt den glo-
balen Kontext 
vor und setzt 
die Richtlinie, 
einen Mindest-
standard, den 
die Mitglieds-
staaten einhalten 
müssen. Was die 
Region oder die 
Kommune dann 
konkret dar-
aus macht - ein 
„Mehr“ geht im-
mer – bleibt un-
ter ihrer Hoheit. 
Das halte ich für 
gut und richtig, 
denn für mich ist 

die Kommunalpolitik das Kronjuwel 
linker Politik.

Natürlich benötigt gestaltende 
Kommunalpolitik finanzielle Mit-
tel. Für die Finanzausstattung der 
Kommunen ist 
aber der natio-
nale Gesetzge-
ber zuständig, 
nicht das Eu-
ropaparlament. 
Insofern sind die 
Adressaten bei 
der Frage nach 
H a n d l u n g s -
spielräumen der 
Bund und das 
Land.

Die Kommunen 
verfügen häufig 
nur über einen 
schmalen eigenen Finanzrahmen. 
Weshalb sie sich in der Praxis wohl 
eher für ein „Weniger“ anstelle ei-
nes „Mehr“ entscheiden dürften.

Da ist was dran. Dieser schma-
le Finanzrahmen hat auch damit zu 
tun, dass rund 80 Prozent der Sozi-
alausgaben von den Landkreisen und 
kreisfreien Städten getragen werden. 
Gäbe es einen auskömmlichen bun-
desweiten Mindestlohn, dann müss-
ten viele Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nicht noch zusätzlich 
zum Amt und aufstockende Leistun-
gen beantragen. Deshalb kritisiert 
DIE LINKE die Große Koalition für 
ihre Politik, die wachsende Sozial-
ausgaben. 

Das Land Brandenburg unter Rot-
Rot hat im Rahmen seiner finanziel-
len Möglichkeiten einiges zum Aus-
gleich für die Kommunen getan. Der 

kommunale Finanzausgleich sorgt 
zum Beispiel dafür, dass reichere 
Kommunen in einen Topf einzahlen, 
aus dem dann ärmere Kommunen 
einen Ausgleich erhalten. Auch das 
Land selbst gibt an seine Kommunen 
mehr Geld als frühere Landesregie-
rungen (unter anderen Parteikons-
tellationen) und baut trotzdem im 
Rahmen seiner Möglichkeiten die 
Schulden der Vorgängerregierungen 
ab. Der größte Brocken bleibt jedoch 
die Bundespolitik. Sie hat die größ-
ten Auswirkungen und hier muss der 
Wechsel her!

Wie wollen Sie die kommenden 
Wochen bis zu den Wahlen nut-
zen, um für Europa und für eine 
möglichst hohe Wahlbeteiligung 
zu werben?

Wir als LINKE wollen, dass 
Menschen sich wieder stärker einmi-
schen, sich Politik zurückholen, und 
Gesellschaft überall in der EU aktiv 
mitgestalten. Ich versuche so oft wie 

Was haben die Menschen 
im Brandenburger Land von Europa? 

Mehr als sie denken, sagt Helmut Scholz, Kandidat der LINKEN für die Wahlen am 26. Mai 
2019 zum Europäischen Parlament. Warum, das beantwortet er Frithjof Newiak im Interview.

Biografisches: Helmut Scholz
Geboren 1954 in Berlin, Abitur 1972 in Königs Wuster-
hausen, Studium am Staatlichen Moskauer Institut für 
Internationale Beziehungen, danach tätig im DDR-Au-
ßenministerium und in der DDR-Botschaft in China, 
nach 1990 Mitglied im Parteivorstand der PDS/DIE 
LINKE, zuständig für Internationale Beziehungen, 
Gründungsmitglied der Europäischen Linken (2004), 
seit 2009 Mitglied im Europaparlament (Konföderale 
Fraktion der Vereinten Europäischen Linken/Nordische 
Grüne Linke), dort Mitglied in den Ausschüssen für In-
ternationalen Handel, für Konstitutionelle Fragen, für 
Auswärtige Angelegenheiten; seine Wahlkreise: 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern.

2 Milliarden Euro der EU fließen 
nach Brandenburg

Über den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) unterstützt die EU die wirtschaftli-
che Entwicklung in allen EU-Ländern und Regionen. 
Daraus stehen Brandenburg für die Förderperiode von 
2014 bis 2020 insgesamt rund 846 Millionen Euro zur 
Verfügung. Brandenburg setzt auf die Stärkung von 
angewandter Forschung, Entwicklung und Innovation, 
bessere Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU), Maßnahmen zur Minderung 
des CO2-Ausstoßes sowie eine nachhaltige Stadt-Um-
land-Entwicklung. 

Für Verbesserung der Beschäftigungs- und Bil-
dungschancen sowie der Armutsbekämpfung stehen 
Brandenburg im gleichen Zeitraum rund 362 Millionen 
Euro aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) zur Ver-
fügung. Die Mittel werden u.a. für bessere Qualität der 
Bildung und soziale Eingliederung eingesetzt.

Der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums (ELER) bezuschusst 
Förderprogramme für nachhaltige und umweltschonen-
de Bewirtschaftung und ländliche Entwicklung. Bran-
denburg und Berlin werden zwischen 2014 und 2020 
gemeinsam rund 1,05 Milliarden Euro an Fördermitteln 
aus dem ELER erhalten. (Foto: ZV)

möglich unmittelbar in Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern un-
terwegs zu sein und mit den Leuten 
zu sprechen, ihnen deutlich zu ma-
chen, welche Wirkung die europäi-
sche Dimension auch für ihr Leben 
hat und wie sie sich selbst einbringen 
können. 

Ja, EU-Politik gehört weiterent-
wickelt und verbessert. Was mich je-
doch stört: eine oft zu hörende man-
gelnde Differenziertheit. So heißt es 
bei Kritik oft „Die da oben haben …“ 
oder „Die in Brüssel haben …“. So 
ist es ja nun nicht! Denn nicht „die 
da“ entscheiden, sondern es sind be-
stimmte politische Mehrheiten und 
Konstellationen. Wie diese aussehen, 
liegt auch in der Hand der Wählerin-
nen und Wähler. Und weil ich Op-
timist bin, kandidiere ich erneut für 
das Europäische Parlament.
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Frauen-
geschichte(n)

Lady Ellenborough

Von Gisela Zimmermann

Jane Digby wurde am 3. April 
1807 in Dorset geboren. Auf dem 
Herrensitz ihres Großvaters, dem 
reichsten Grundbesitzer in Norfolk, 
verbrachte sie ihre Jugendjahre. 
1853 hatte Jane Digby bereits drei 
Ehen hinter sich – mit dem damals 
doppelt so alten Lord Ellenborough, 
dem deutschen Baron Karl von Ven-
ningen und dem griechischen Ade-
ligen Spiridion Theotoky. Während 
dieser Ehen hatte sie zahlreiche Af-
fären. Besonders intensiv war die 
Liebesbeziehung zu dem österreichi-
schen Prinzen Felix Schwarzenberg, 
von dem sie sich eine Heirat erhofft 
hatte und zu der es nicht kam, weil 
Schwarzenberg seine diplomatische 
Karriere wichtiger war. Mit dem bay-
rischen König Ludwig I. verband sie 
allerdings lediglich eine sehr enge 
Freundschaft. Jane Digby brachte 
in dieser Zeit sechs Kinder zur Welt, 
von denen nur drei überlebten. Die 
Kinder wuchsen bei ihren jeweiligen 
Vätern auf. 

Der Lebenswandel hatte ihren 
Ruf schwer beschädigt. 1853 verließ 
Jane Europa und begab sich auf ihr 
größtes Abenteuer. Sie reiste durch 
den Vorderen Orient bis nach Syri-
en. Ihre lebensgefährlichen Touren 
durch die Wüste hatten vor ihr nur 
wenige Europäerinnen gewagt. In 
Tagebüchern und detailgenauen 
Skizzen hielt sie ihre Eindrücke fest. 
Nachdem der junge Scheich Medjuel 
el Mezrab ihr bei einem Überfall das 
Leben gerettet hatte, verliebte sie 
sich in ihn. Die arabische Sprache 
war die neunte Sprache, die sie lern-
te. Und sie lernte Kamele melken, 
Butter machen, ein Herdfeuer aus 
Kameldung am Brennen halten. 1854 
heirateten sie. Ihr Haus in Damaskus 
wurde eine beliebte Adresse für euro-
päische Orientreisende. In Medjuels 
Beduinenstamm war sie wegen ihrer 
außergewöhnlichen Reitkünste, ihrer 
medizinischen Kenntnisse und nicht 
zuletzt wegen ihres großzügig geteil-
ten Vermögens sehr geachtet. Ihre 
Liebe hielt bis zu Janes Tod am 11. 
August1881 in Damaskus. 
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Lösungswort dieser Ausgabe: die grau unterlegten Felder benennen – in der richtigen Reihenfolge gelesen – ein 
Gremium, das am 26. Mai gewählt wird; bis zum 30. April 2019 an: Die LINKE Barnim, Redaktion OW, Hee-
germühler Straße 15, 16225 Eberswalde oder E-mail: offeneworte@dielinke-barnim.de; 
Preis dieser Ausgabe: Ein Jahresabo des „Eulenspiegel“. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Gewinnerin der März-Ausgabe: M. Kleibrink, 
Wandlitz; das richtige Lösungswort lautete: Frauentag

Waagerecht: 3. Behältnis, 8. rotes Haarfärbemittel, 
9. Märchengestalt, 10. Nennwort, 11. Niederschrift, 13. 
griech. Dichter (7. Jh. vuZ), 16. Leichtmetall (Abk.), 
17. Lasttier, 20. weibl. Vorname, 21. Ortschaft im Tren-
tino, 23. Luftgeist b. Shakespeare, 24. Steuerung d. 
Helligkeit v. Glühlampen, 25. Ausstrahlung einer Per-
son, 27. Filmpositiv (Mz.), 30. türk. Journalistin, Frau-
enrechtlerin (1946-2006), 33. chem. Halbmetall, 35. 
Unentschieden, 36. Bitterlimonade (engl.), 37. Feinge-
halt v. Gold, 38. Hauptst. Vietnams, 39. Stockwerk, 40. 

Schriftsteller, 43. unnach-
giebig, 46. Kindernahrung, 
49. Flottenstreitmacht, 51. 

Geschäft, 53. Zahlwort, 54. dt. Rechenmeister (1492-
1559), 56. Planet, 58. nord. Hirsch, 60. Herbstblume, 
62. niederländ. mittelalterl. Wappenbuch, 63. Lobrede, 
64. Tanzschüler, 65. Laubbaum, 66. beraten

Senkrecht: 1. westafrikan. Staat, 2. Belagerung, 
3. Abschluss, 4. dt. Architekt (1803-1879), Dresden, 
5. weibl. Vorname, 6. Alkaloid d. Tees, 7. Fluß durch 
Anklam, 12. Evergreen (Mz.), 14. Gebirge in Bulgari-
en, 15. Unhold, 18. Baumaterial, 19. Wettkampfklasse, 
22. Vorzeichen, 26. Nebenfluss d. Saale, 28. Univer-
sitätsstadt in Thüringen, 29. weibl. Vorname, 30. An-
teilsschein, 31. medizin. Hilfsmittel, 32. Nationalpark 
im US-Bundesstaat Utah, 34. rechtl. Beurkunder, 41. 
Laubbaum, 42. Schriftgutbehälter, 44. Gezeit, 45. 
Begrenzung, 47. Getreidesorte, 48. Weserzufluss, 50. 
Fluggesellschaft, 52. erreichtes Ziel, 54. Grünfläche, 
55. Hunnenkönig, 57. Stadt in Sachsen-A., Salzland-
kreis, 59. Niederschlag, 61. Schilfrohr

Preisrätsel

LINKE KULTUR

Kein Fake: Das Feldhäschen hatte wirklich einen Bernauer Garten als 
zeitweiliges Zuhause gewählt. 

Untergeschoben haben wir dem „Osterhasen“ aus aktuellem Anlass lediglich die Eier. 
Diese muss man auf dem Bild gar nicht erst suchen – 

da ist das Häschen schon besser getarnt.

Allen Leserinnen und Lesern wünscht 
die OW-Redaktion ein frohes Osterfest!


